
g CDU-DOKUMENTATION 21 24.6.1982 

Die Jungsozialisten: 
Verirrt im „Labyrinth der 
reinen Lehre" 
^ngsozialisten-Kongresse — vor Jahren waren sie noch 
schlagzeilenträchtige Großereignisse, bei denen sich „die SPD 
der 80er Jahre" jedesmal medienwirksam als „Kampfverband des 
Sozialismus" in Szene zu setzen wußte. Theoriedebatten, 
^rspektivdiskussionen und heiße Redeschlachten um die 
"Sozialistische" Interpretation Marxscher Weisheiten bestimmten 
diese Treffen. Die Zeiten (und die Jusos) haben sich geändert. 

*hr diesjähriger Bundeskongreß in Lahnstein (10. bis 12. Juni 1982) verlief 
•to einer besonders miesepetrigen Stimmung" (Süddeutsche Zeitung vom 14. 
Jüni 1982), 
^ar gekennzeichnet von endlosen Personaldebatten und  Fraktionsklünge- 
'eien, mit einem Wort: Der Kongreß manifestierte 
"die Krise . . . der in ihren eigenen Ideologien verrannten Jungsozialisten"(Köl- 
sche Rundschau vom 14. Juni 1982). 

Jungsozialisten und die SPD 
,,ö''e Jungsozialisten bleiben mit der eigenen Partei. . . zerstritten" (Die Welt 
vom 14. Juni 1982). 
dieser seit nunmehr fast zehn Jahren bekannte Zustand wurde von den Jusos 
ir> Lahnstein um eine neue Variante bereichert: Während sie bisher noch im- 
mer um stärkere „sozialistische Akzente in der Regierungspolitik" gekämpft 
hatten, attestierten sie in Lahnstein der SPD die vollständige Unfähigkeit zur 
Regierung überhaupt. Folgerichtig forderten sie mehrheitlich und überwie- 
gend den alsbaldigen Wechsel der SPD in die Opposition, 
^as Referat des scheidenden Bundesvorsitzenden Willi Piecyk befaßte sich zu 
drei Vierteln mit dem desolaten Zustand der Sozialdemokratie und geriet zu 
einem offenen Plädoyer für „neue Bündnisse". 
^iecyk bescheinigte der Bundesregierung eine 
••verheerende Bilanz in der Wirtschafts- und Sozialpolitik". 
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Durch einen Sparhaushalt verschärfe die SPD-geführte Bundesregierung 
„die Krise noch zu Lasten der Ärmsten, nämlich derjenigen, die auf Sozial^1' 
stungen angewiesen sind". 

Es müsse befürchtet werden, daß nach der Haushalts-Operation '83 ein 
„ärztliches Bulletin herausgegeben wird: Operation gelungen — Patient Sozial' 
Staat tot!" (Piecyk). 

Die Situation der SPD als Partei sei dadurch gekennzeichnet, daß — so in1' 
mer noch Piecyk — 
„die SPD als politische Kraft nicht mehr stattfindet". 

Als symptomatisch für die 
„permanenten Nötigungen durch den Regierungsflügel" (Piecyk) 
und die Selbstherrlichkeit, mit der 
„Helmut Schmidt und seine Handlanger" (R. Härtung, neuer Juso-Bundesvof' 
sitzender) 
sozialdemokratische Positionen und Beschlüsse außer acht lassen, bezeichne' 
te der Bundesvorstand die Vorgänge in der Sozialdemokratie nach dem 
Münchner Parteitag: 
„Da gibt eine große Mehrheit der Delegierten . . . der radikalen Erpressung 
durch den Regierungsflügel nicht ganz nach und formuliert. . ., daß Sozial^' 
mokraten stärkere staatliche Eingriffe in die Wirtschaftsabläufe wollen . . . Die 

Partei muß dann erwarten können, daß ihre Regierungsvertreter sich daran ma' 
chen, diese Beschlüsse praktische Politik werden zu lassen. 
Statt dessen werden unmittelbar nach dem Parteitag quasi Ungültigkeitserktö' 
rungen abgegeben, in peinlicher Unwürdigkeit wird sich bei der FDP für die be' 
schäftigungspolitischen Beschlüsse entschuldigt. 

Eine Mißachtung der Partei, ein nachträglicher Tritt für die eingeladenen B?' 
triebsräte, ein Beitrag zum Glaubwürdigkeitsverlust, wie er stärker kaum häHe 

ausfallen können" 
führte der alte Juso-Chef unter anhaltendem Beifall der — wenn auch sonst 
spinnefeinden, dann hier doch einigen — Delegierten aus. Und weiter: 
„Solch unverfrorenes Vorgehen richtet nicht nur die Partei langsam zugrundt< 
sondern hinterläßt einen politischen Flurschaden, von dem niemand glauben soll' 
man könne diesen gleichzeitig mit ein bißchen Dialog wieder politisch auffor' 
sten." 

„Solche Vorgänge. . . degradieren die SPD und ihre Mitglieder zu gefügig^ 
Wasserträgern puren Machterhaltungsstrebens: Wir sollen Schmiere stehen ßr 

den Regierungserhalt mit einer liberalen Komponente, die den Interessen der Af 
beitnehmer . . . eher schädlich als dienlich ist." 
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[n die gleiche Kerbe schlug der stürmisch gefeierte Gastredner Erhard Epp- 
er- Sein Beitrag, der als 
'•Wegweisende Orientierungshilfe für die Jungsozialisten" (Olaf Scholz, Stamo- 
*aP-Vertreter im neuen Bundesvorstand) 
bewertet wurde, befaßte sich schwerpunktmäßig mit der Zukunft der SPD 
Jjnd der Jusos in den 80er Jahren. Eppler forderte die Jusos auf, alles zu tun, 
tlamit die SPD als Opposition neue sozialistische Identitäten und Schwer- 
punkte entwickeln könne. Dabei entwarf er die Vision eines ökologisch-pazi- 
''stisch-sozialistischen Bündnisses, in dem Gewerkschaftler, Sozialisten, 
"Friedensbewegte" und Naturschüzer gemeinsam dem sich abzeichnenden 
"üürgerblock CDU/CSU/FDP" Paroli bieten. Eppler wörtlich: 
"kh glaube, . . . daß wir schon 1988 wieder eine reelle Chance haben, die CDU 
s°hlagen. Dies hat aber einige Voraussetzungen: die Voraussetzung nämlich ei- 
ner großen Integrationsleistung, die Voraussetzung, daß wir neue soziale Bünd- 
le knüpfen vor allem da, wo sie mutwillig zerschlagen worden sind . . . Dieser 
ntegrationsprozeß. . . muß ein Integrationsprozeß von links sein, denn von 

rechts wird nicht mehr integriert." 

£rhard Eppler beließ es aber nicht bei der bloßen Aufforderung zu dieser Ar- 
beit, er entwarf auch vereinfachte Schemata „linker Integrationsarbeit". Als 
^erngedanke — nicht neu, aber Balsam auf die Seelen der Juso-Funktionäre 
* schälte sich heraus: 
" Wenn wir heute über Reformen reden, hören wir immer wieder, wir hätten kein 
Geld dazu. Sind wir wirklich so weit politisch auf den Hund gekommen, daß wir 
unter Reformen wohltätiges Geld ausgeben verstehen! Die Reformen der 80er 
JQhre, die vor uns liegen, die brauchen kein Geld. Die können sogar eine Menge 
Geld in die Haushalte bringen, aber wir brauchen Mut, nämlich den Mut, sich 
***** Interessenverbänden der Wirtschaft anzulegen ..." 
•Hätten wir eine andere Landwirtschaftspolitik, würden die Haushalte der EG, 
Qber auch des Bundes entlastet werden. Dafür brauchen wir den Mut, es mit 
^ern Bauernverband und der chemischen Industrie aufzunehmen." 

^nd Eppler zur Gesundheitspolitik: 
»Wenn wir es fertigbringen, aus diesem schauderhaften Reparaturbetrieb für 
Menschliche Organe und Glieder so etwas wie ein Gesundheitswesen zu machen, 
dann kostet dies kein Geld, das spart Milliarden, aber da muß man sich dann 
Mit den Ärzteverbänden und mit der Pharmaindustrie anlegen, und das kostet 
Mut." 
•• Was jetzt an Reformen vor uns liegt, ist die Reform der Mechanismen und 
Strukturen unserer Industriegesellschaft für die 80er Jahre. Und wer daran nicht 
heran will, der soll nicht mehr von Reformen reden, zumal er ja sonst nur noch 
*e alten Reformen, etwa im Sozialbereich, Stück für Stück abbauen kann." 
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Gegen diese simple Vereinfachung der anstehenden politischen Aufgaben, ge' 
gen den Epplerischen Frontalangriff auf „die unheilige Allianz zwischen 
Großkapital und rechter Sozialdemokratie" kam auch Peter Glotz, Bundesge' 
schäftsführer der SPD, nicht an. 
Er mußte die für ihn schmerzhafte Erfahrung machen, daß die Beschwörung 
alter sozialdemokratischer Feindbilder nicht mehr ausreichte, um die ungezü' 
gelten Angriffe der Jusos auf die 
„sozialdemokratischen Etikettenschwindler in der Bundesregierung und im rec"' 
ten Parteiflügel" (Piecyk) 
zu stoppen. Auch wenn sich 
„der (sozialdemokratische) Meister der behenden Geschwätzigkeit" (TAZ vom 
15. Juni 1982 über Peter Glotz) 
mit markigen Worten bemühte: 
„der entscheidende Kampf der Sozialdemokraten und der Gewerkschaften tfw 
dem neuaufgeputzten Bündnis der alten Geldeliten mit dem Neokonservatism^ 
gelten...", 
die platten Repliken der Jusos kamen postwendend. 
„ Wir haben uns lange von der Möglichkeit einer Straußschen Kanzlerschaft er' 
schrecken lassen. Wir haben auch solidarisch gegen diesen Reaktionär ge' 
kämpft. Jetzt sehen wir aber kaum noch Unterschiede zwischen einer Strauß' 
sehen und Schmidtschen Kanzlerschaft" (Jürgen Wasem, Stamokap-Vertreter 
im neuen Juso-Bundesvorstand). 

Oder wie es sein Kollege Scholz unter großem Beifall Peter Glotz entgegen 
schleuderte: 
„ Wir brauchen in der SPD keinen Glotzismus, sondern Sozialismus." 
Eine „bemerkenswerte" Jugendorganisation haben sich die Sozialdemokraten 
großgezogen: 
„Am Lahnsteiner Pranger stand einzig und allein die SPD. Impulse von ihrw 
Nachwuchs hat sie nicht erhalten, sondern nur kräftige Fußtritte." (Kölnisch6 

Rundschau vom 14. Juni 1982) 

Jungsozialistische Wirtschafts- und Sozialpolitik 
Die Delegierten verabschiedeten nach stundenlangem Hickhack zwischen den 
einzelnen Fraktionen einen buntschillernden Katalog von Analysen und Fof' 
derungen zur „Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik". Nach Auffassung der 
SPD-Jugend 
„kann die kapitalistische Krise nur überwunden werden durch 
— die Vergesellschaftung der Schlüsselsektoren der Volkswirtschaft 
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"*• die Demokratisierung der inner- und überbetrieblichen Entscheidungsprozes- 
se durch den Ausbau der Mitbestimmungsrechte und 

"~ die Entwicklung einer gesamtwirtschaftlichen Planung, 
viese drei Zielsetzungen sind untrennbar miteinander verbunden, und nur ihre 
%efneinsame Durchsetzung wird den Weg zu einer neuen ökonomischen Logik 
er°ffnen, denn Voraussetzung einer demokratischen und sozialistischen Wirt- 
Schaftsordnung und -weise sind die Lenkung der Produktion im gesellschaftli- 
cjjf« Interesse, die objektive Möglichkeit, dieses über einen ausreichend großen 
Wirtschaftssektor durchzusetzen und die demokratische Teilhabe breitester Be- 
^Ikerungsschichten an den diesbezüglichen Entscheidungen."(Beschluß der Ju- 
s°s von Lahnstein) 

konkreter wurden die „Gegenstände eines Beschäftigungsprogramms" be- 
trieben: 
"Ein Beschäftigungsprogramm muß sich — will es wirksam sein — auf minde- 
st*ns zweihundert Milliarden DM für die nächsten fünf Jahre belaufen." 
"Kriterien für ein erfolgversprechendes Beschäftigungsprogramm sind: 
QJ Es darf nicht aus Masseneinkommen finanziert werden . . . 
°) Die Förderung privater Investitionen ist. . . schädlich und deshalb abzuleh- 

nen. 
c^ Es muß öffentliche Investitionen in ausreichender Höhe umfassen, die in Be- 

reiche gelenkt werden, in denen gesellschaftlicher Mangel herrscht.. . 
**) Es müssen parallele Maßnahmen zur Steuerung der Investitionstätigkeit der 

privaten Unternehmen ergriffen werden. 
eJ Es muß vordringlich die Finanzkraft der Kommunen gestärkt werden. Dafür 

kommen insbesondere die Erschließung zusätzlicher gemeindlicher Einnah- 
mequellen (z. B. Steuern auf. . . Zweitwohnungen und Pferdehaltung) in Be- 
tracht. 

*' Die Einrichtung einer Investitionsmeldestelle. 
&) Die Einrichtung von Wirtschafts- und Sozialräten zur Sicherung der Mitbe- 

stimmung der Arbeitnehmer auf überbetrieblicher Ebene." 

^icht nur konservativen Kommentatoren fiel zu diesem Katalog das Lambs- 
^orffsche Wort ein vom 
•'Gruselkatalog sozialistischer Wirtschaftsinstrumente"(Lambsdorff zitiert nach 
»bie Zeit" vom 6. Mai 1982). 

^icht minder forsch formulierten die Jungsozialisten ihre Finanzierungsvor- 
schläge: 
••*• Steuermehreinnahmen bzw. Minderausgaben. 

•"-• Abzulehnen ist eine Erhöhung der indirekten Steuern . . . 
5 
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— Dagegen ist die vom DGB geforderte Ergänzungsabgabe ein geeignetes Mlt' 
tel zur Finanzierung eines Beschäftigungsprogrammes. 

— Der Verteidigungsetat ist nominell auf den Stand von 1981 einzufrieren. 
— Der Höchststeuersatz wird von 56 auf 60 Prozent angehoben. 
— Die Bewertung des Grundvermögens ist anzuheben. 
— Eine Arbeitsmarktabgabe für Abgeordnete, Beamte, Selbständige und Fr&' 

berußer wird eingeführt. 
2. Subventionen an private Unternehmen 
— Möglichst alle Steuervergünstigungen werden auf direkte Zuschüsse urnge' 

stellt. 
— Alle Subventionsgesetze werden zeitlich begrenzt. 
— Die Erfolgskontrolle der Subventionen wird verbessert. 
— Dauersubventionen für bestimmte Unternehmen sind zu vermeiden. 
— Subventionen sind zu verbinden mit Auflagen hinsichtlich der Beachtung d& 

Betriebsverfassungsgesetzes. 
3. Staatliche Kreditaufnahme 
— Einen Teil des staatlichen Kreditbedarfs muß direkt die Bundesbank über 

nehmen. 
— Der Geschäftsbankensektor wird verpflichtet, eine bestimmte Menge votl 

Statsschuldentiteln zu niedrigen Zinsen zu halten." 

Addiert man die im Beschluß der Jusos angegebenen Zahlen allein schon aus 

dem Bereich „Steuermehreinnahmen bzw. -minderausgaben", so erwarten d,e 

Jusos hier eine Verfügungssumme für das Beschäftigungsprogramm von mehr 

als 50 Milliarden DM (entsprechende Zahlen aus dem Bereich „SubventiO' 
nen" und „staatliche Kreditaufnahme" werden nicht angegeben), 
„die  Verfügungssummen sind hier nicht quantifizierbar" (Juso-Beschluß vofl 
Lahnstein) 

Jungsozialistische Sicherheitspolitik 
Knapp die Hälfte der Delegierten wollte eine Politik „der einseitigen Vorlejj 
stung", sie verwahrte sich gegen die Forderung nach „Abrüstung in Ost uflö 

West". Der scheidende Bundesvorstand konnte sich mit seinem entgegenge' 
setzten Antrag nur denkbar knapp durchsetzen (144:133 Stimmen). 
Abgesehen davon wurde Altbekanntes wiederholt: 
„(Wir) haben erkannt, daß der NATO-Rüstungsbeschluß eine qualitativ neu? 
Bedrohung des Friedens bedeutet und das darüber hinaus mehr Waffen das Lt' 
ben nicht sicherer machen, sondern im Gegenteil, eine permanente Friedensgt' 
fährdung darstellen. Der NATO-Rüstungsbeschluß ist eine neue US-Nuklear 
Strategie des angeblich begrenzbaren und damit führbar gemachten Atomkric 
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%es sowie einer neuen US-Politik der Stärke" und so in die allgemeine Aufrü- 
stung der USA und NA TO einzuordnen. 
"Der Kampf um die Fortsetzung der Entspannungspolitik für Frieden und Abrü- 
stling . . . ist. . . nicht unbedingt eine Klassenfrage im engeren Sinne. Er ist auch 
ei*e Existenzfrage für alle Klassen und Schichten der Gesellschaft, für die 
^enschheit schlechthin. Hieraus resultiert die Notwendigkeit einer möglichst 
fiten Bündnisbreite im Kampf für eine wirkliche Friedenspolitik ohne kleinli- 

Abgrenzungsversuche." 
•Die Bundesregierung und der überwiegende Teil der SPD-Spitze ist bereit, sich 
^n US-amerikanischen Interessen unterzuordnen. Ob und in welchem Maße 
as geschieht, hängt von der Stärke der Friedensbewegung, den Kräfteverhält- 

nissen der SPD, der Haltung der Gewerkschaften und letztendlich vom allgemei- 
nen Stand der Klassenauseinandersetzungen ab." (Juso-Beschluß von Lahn- 
en) 

"Die Sowjetunion befindet sich ... in einer deutlichen Defensivhaltung gegen- 
ul)erden kapitalistischen Staaten . . ."(Juso-Beschluß von Lahnstein) 

^ersonalpolitisches Dilemma der Jusos 
^e pikante Note erhielt der Kongreß durch die anstehenden Personalent- 
j^heidungen. Einziger Kandidat für den neuen Juso-Bundesvorsitz war der 
bisherige „Parteisekretär" R. Härtung. Härtung hatte diese Funktion fünf Jah- 
!J lang ausgeübt — Grund genug für eine relative Mehrheit der Delegierten, 
lh-n als 
'•bezahlten Angestellten der Regierungspartei" 
jjkzuqualifizieren. Härtung erreichte erst im zweiten Wahlgang die einfache 
Mehrheit — Nein-Stimmen und Enthaltungen überwogen immer noch. 

• •. und dann war da noch 
Matthias Wissmann, Bundesvorsitzender der Jungen Union, zum Thema „Ju- 
s°s und SPD" 
*ie (die Jusos) haben sich in Lahnstein völlig außerhalb der Partei gestellt. Es 
^äre logischer, wenn sich die Jusos der Gruppe von Coppik und Hansen an- 
schließen würden, dann würden sie ihre wahre politische Vorstellung in der rich- 
tjgen Umgebung darlegen. Aber da es den Jusos ja immer auch um Macht und 
^nfluß geht, werden sie sich zu einem solchen konsequenten Schritt sicher nicht 
^schließen können (zitiert nach: Neue Osnabrücker Zeitung vom 12. Juni 
1982). 
Erhard Eppler zu Helmut Schmidt: 
••Man kann nicht beliebig lange an einer Wirklichkeit vorbei regieren . . . Man 
*Qnn doch nicht so tun, als gäbe es dies gar nicht. Es ist unrealistisch, wenn man 
s° tut, als gäbe es eine Wirklichkeit nicht, nur weil man sie selber nicht begreift." 
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Peter Glotz zur SPD: 
„Die deutschen Sozialdemokraten stehen . . . in einem schwierigen und von r<ie 

derlagen gekennzeichneten Abwehrkampf." 
Matthias Wissmann, Bundesvorsitzender der Jungen Union, zum Thema ,,JÜ' 
sos und Reagan": 
Wer so lautstark gegen den amerikanischen Präsidenten und das amerikanisch 
Volk polemisiert und gleichzeitig, wie die Jusos es in den letzten Monaten &* 
wieder getan haben, gemeinsame, übereinstimmende Erklärungen verabschiede 
mit den sowjetischen Jungkommunisten, der hat die Grundlagen unserer freihe' 
liehen Ordnung nicht verstanden (zitiert nach: Neue Osnabrücker Zeitung volT1 

12. Juni 1982). 
Peter Glotz zu den Jusos: 
„Angesichts der Tatsache, daß es jedenfalls nicht ausschließbar ist, daß "ieS,t 
CDU noch vor dem Jahr 2000 an die Regierung kommt, wäre es vielleicht sinvo 
gewesen, an irgendeiner Stelle deutlich zu machen, daß die Jusos nicht nur näC 
innen, sondern auch nach außen schauen. Wenn . .  man sich ganz und gar äW 
die Kritik der eigenen Partei konzentriert, dann degeneriert der KampfverbcW 
zum Meditationszirkel." 

Peter Glotz über den sozialdemokratischen Teil der Bundesregierung: 
„ Was immer in den einzelnen Landesparlamenten passiert, die SPD sucht l 

Bonn nicht etwa einen .unheimlich starken Abgang', sie tut ihre Arbeit." 

Peter Glotz zum sogenannten „Neokonservatismus"': 
„Der entscheidende Kampf der Sozialdemokraten . . . muß dem aufgeputzte 
Bündnis der alten Geldeliten mit dem Neokonservatismus gelten. Dabei warrl 

ich davor, den Begriff Neokonservatismus auf alle und jeden anzuwenden; Frß*1 

Josef Strauß ist kein Neokonservativer; er war schon immer Reaktionär." 

Das Letzte 
Der Juso-Bezirk Franken zum Thema „Ideologen und ihre Sprache": 
Das für die Produktion von Rüstungsgütern ausgelegte Kapital ist zwar produ» 
tiv, unterscheide sich aber durch seine stoffliche Produktion von produktiv-repr°' 
duktiven Kapital; es ist produktiv-unreproduktiv, und steht. . . zum übrigen pr0' 
duktiven Kapital. 
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J INFORMATION/ 
KOALITION  
Schmidt: Mehr als 
Miserable Noten 

J^utschartig hat sich die Meinung zur 
e9ierung   erneut   verschlechtert.   Nach 
er jüngsten EMNID-Befragung haben le- 
'9'ich 25 Prozent eine positive Meinung 

.u    den     Leistungen     der     Regierung 
Cnmidt/Genscher „im ganzen". Das be- 
eutet einen Rückgang von 6 Prozeß- 

akten gegenüber dem Vormonat. Dage- 
^en beurteilen 17 (!) Prozent die Regie- 
/Hjsleistungen  negativ;  4  Prozent ma- 
er< keine Angaben. Die Ergebnisse im 

'deinen  (in  Klammern  die Zahlen des 
Srmonats): 

SpD in NRW: Mehr als 10 000 
Erließen die Partei 
J® SPD ist in Nordrhein-Westfalen in der 
^e't zwischen Januar 1980 und Ende 1981 
!Jrch Parteiaustritte um mehr als 10 000 
/"'Glieder geschrumpft. Dies zeigt — It. 
NeUe Rhein-Zeitung vom 11. 6. 1982 — ei- 

6 Erhebung, die den Sozialdemokraten 
J1 Rhein und Ruhr vorliegt. Allein im 
^hrgebiet sind nahezu 5000 Mitglieder 
Usgetreten, wohingegen die ostwestfäli- 

^che SPD lediglich 983 Anhänger verlor. 
^ Niederrhein (Regierungsbezirk Düs- 
Se|dorf) gaben 2300 ihr Parteibuch zurück, 
^ Mittelrhein (Regierungsbezirk Köln) 

^rden 2000 Austritte verzeichnet. Damit 

ist die SPD auf 288 000 Mitglieder zurück- 
gefallen. 

CDU-Mitgliederzuwachs 
Bundesgeschäftsführer Peter Radunski 
gab den neuesten Stand der CDU-Mit- 
gliedschaft bekannt, wonach sich auch im 
Monat Mai die ständige Aufwärtsentwick- 
lung der Mitgliederzahl fortsetzte. Allein 
im Monat Mai war ein Zuwachs von 1401 
zu verzeichnen. Per 31. Mai 1982 hat die 
CDU 710 362 Mitglieder. Radunski: „Be- 
merkenswert bei diesem erfreulichen Tat- 
bestand ist, daß allein das Rheinland auf 
Grund einer Mitgliederwerbeaktion im Mo- 
nat Mai 506 neue Mitglieder dazugewann. 
Ebenso erfreuliche Ergebnisse melden die 
Landesverbände Hamburg, Baden-Würt- 
temberg und Westfalen-Lippe." 

Soldaten verklagen Apel 
Soldaten der Bundeswehr wollen in 
Musterprozessen Verteidigungsminister 
Hans Apel (SPD) auf die Bezahlung ihrer 
Überstunden verklagen. Wie der Deutsche 
Bundeswehr-Verband, die Interessenver- 
tretung aktiver und ehemaliger Soldaten 
der Bundeswehr, in Bonn mitteilte, seien 
entsprechende Prozesse schon in Mün- 
chen, Stuttgart, Braunschweig und Stade 
eingeleitet worden. Der Verband tritt als 
Prozeßbevollmächtigter des jeweils kla- 
genden Soldaten auf. 

Vier Hamburger GAL- 
Abgeordnete Kommunisten? 
Vier der neun gewählten Mitglieder 
der Hamburger „Grün-Alternativen Liste" 
(GAL) gelten It. General-Anzeiger, Bonn, 
nach den Erkenntnissen von Sicherheits- 
behörden als Kommunisten, die wahr- 
scheinlich die GAL unterwandern wollen. 
Zwei dieser Abgeordneten der Bürger- 
schaft gehören den Angaben zufolge der 
marxistisch-leninistisch       ausgerichteten 
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„Gruppe Z" an, die sich vor drei Jahren 
vom „Kommunistischen Bund" abgespal- 
tet hat und derzeit rund 150 Mitglieder ha- 
ben soll. Bei einem GAL-Parlamentarier 
handelt es sich um einen ehemaligen 
Funktionär der DKP. Seine DKP-Mitglied- 
schaft hat er aufgegeben, weil sie sich mit 
der Mitgliedschaft in der GAL nicht ver- 
trägt. Ein Abgeordneter ist weiterhin Mit- 
glied im Kommunistischen Bund, der eine 
Konfrontation mit der Staatsgewalt befür- 
wortet. 

Parteigründung beschlossen 
Die Demokratischen Sozialisten (DS) um 
die parteilosen ehemaligen SPD-Bundes- 
tagsabgeordneten Karl-Heinz Hansen und 
Manfred Coppik werden sich im Novem- 
ber als Partei konstituieren. Der erste 
Bundeskongreß der „Initiative Demokrati- 
sche Sozialisten" beschloß mit großer 
Mehrheit, die Partei auf einem Kongreß 
am 27. November zu gründen. 

SPD bereitet den nächsten 
Rentenbetrug vor 
Zu Aussagen von Bundesminister Lahn- 
stein im „Vorwärts", daß die SPD ihre Ver- 
sprechungen zur Rentenreform '84 teil- 
weise zurücknehmen müsse, erklärte der 
stellvertretende Vorsitzende der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Adolf Müller 
(Remscheid): Wie nach der Bundestags- 
wahl 1976 plant die SPD jetzt offensicht- 
lich einen neuen Rentenbetrug. Bundesfi- 
nanzminister Lahnstein signalisiert in aller 
Öffentlichkeit, daß die SPD ihre Verspre- 
chungen zur Rentenreform '84 nicht mehr 
halten will. Das den Müttern von der SPD 
versprochene Babyjahr soll nun gestri- 
chen werden. Das ist Rentenbetrug und 
Wahlbetrug. 
Die Diskriminierung der Mütter muß end- 
lich beseitigt werden. Mit ihrer Erzie- 
hungsarbeit leisten die Mütter überhaupt 
erst die Voraussetzung, daß die Renten- 
versicherung noch Beitragszahler hat. Die 

Anerkennung der Erziehungsleistung ' 
Rentenrecht ist für den langfristigen o 
stand   unserer   Rentenversicherung 
wichtig, als daß sie wegen Finanzierung 

werden gesichtspunkten 
könnte. 

aufgegeben 

China als Freund gewinnen 
Die CDU/CSU begrüßt den Besuch de* 
chinesischen Außenministers Huang "' 
in Bonn. Denn die Friedenspolitik und 0 
Sicherheitsinteressen der BundesrepuD 
Deutschland weisen mit denen der VolK 
republik China herausragende Paralle|e 

auf. Die Unionsparteien haben als ers 
hierzulande die Bedeutung eines freun 
schaftlichen   und   konstruktiven   Dia|0^ 
Bonns mit Peking erkannt und praktiz'e £ 
ohne deshalb die bestehenden ideoloö 
sehen Unterschiede zu übersehen. 
Der strategische Weitblick der chine5'' 
sehen Staatsführung hält nach wie vor'3 
den  Notwendigkeiten der Wiedervere'f1 

gung Deutschlands und der Einigung & 
ropas fest. Die Volksrepublik China strejj 
im Gegensatz zur Sowjetunion keine we 

weite Expansion an. 
Die Bundesrepublik Deutschland wende 

sich ebenso wie die Volksrepublik Crnn 

gegen jede Form des imperialen Hegen1 

nismus, weil diese Gefügigmachung ^ 
rer Völker den  elementaren  Interesse 
und Überzeugungen des chinesischen ^ 
des deutschen Volkes trotz ihrer unte 
schiedlichen geographischen und stra* 
gischen Lage zuwiderläuft. 
Die CDU/CSU fordert die Bundesreg'e' 
rung auf, den deutsch-chinesischen o 
Ziehungen künftig eine noch stärkere 
deutung  im  Gesamtzusammenhang der 
ucuiuny     im     ucoanriiuoaiiiiiiciiiiana , 

deutschen Außenpolitik beizumessen ^n 

sie auf allen Gebieten so aktiv wie mögÜc 

zu gestalten. Wer China auf der Basis kofl' 
vergierender Interessen zum Freunde Qe' 
winnt, steht auf festem und verläßlichen1 

Gelände. 



UiD 21 • 24. Juni 1982 • Seite 11 

WAHLANALYSE 

Niedersachsen: Junge Wähler liefen 
der SPD scharenweise davon 

le niedersächsische CDU hat bei 
er Landtagswahl am 21. März ihre 

J^ksten Gewinne bei den jungen 
*ahlern unter 25 erzielt. Das geht 

.Us der Repräsentativuntersuchung 
. 6s Wahlergebnisses hervor, die das 
ar»desverwaltungsamt in Hannover 

. Orgenommen hat. Die CDU, die sich 
• e| den vorangegangenen Wahlen 
ei den Wählern aus der jüngeren 

iteration sehr schwer tat, hat 
Jesmal in dieser Altersgruppe die 
ü°*ialdemokraten sogar deutlich 
JjDerfiügelt, stellte die Hannoversche 
"gemeine Zeitung hierzu fest. 

|nsgesamt läßt sich dem Repräsentativ- 
^6r9ebnis der Statistiker, das sich auf das 
^'verhalten von 168 611 der insgesamt 

'41 Millionen Wahlberechtigten stützt, 
0|9endes entnehmen: 

'e Christlichen Demokraten, die mit 50,7 
r°zent der Stimmen die absolute Mehr- 
et holten, sind jetzt in allen Altersgrup- 

^er> die stärkste Partei. Bei den Wählern 
nter 25 verbesserten sie ihren Anteil von 
£'1 (1978) um 3,7 auf 40,8 Prozent und 
klügelten damit die Sozialdemokraten. 

Juch bei den 25- bis 35jährigen übertraf 
Jle CDU die SPD und verbesserte sich 
!pn 41,8 auf 43,4 Prozent. In den drei 
^ruPpen der älteren Wähler über 35, bei 
aenen die CDU seit jeher stärker vertreten 
^> kamen die Christlichen Demokraten 

!esmal zu überdurchschnittlichen Ergeb- 
n'Ssen, die noch um 3 bis 3,5 Prozent- 
^Ur>kte  über  dem  Gesamtergebnis  der 
artei lagen. 

Die Sozialdemokraten haben ihre 
schmerzlichsten Einbußen bei den jünge- 
ren Wählern hinnehmen müssen, bei de- 
nen sie bisher tonangebend waren. In der 
Gruppe der unter 25jährigen rutschte die 
SPD von 46,0 um 12,7 Prozent auf 33,3 
Prozent ab. Dieser Anteil liegt sogar noch 
erheblich unter dem Gesamtergebnis der 
Sozialdemokraten von 36,5 Prozent. Auch 
bei den 25- bis 35jährigen, bislang eine si- 
chere Domäne der SDP, fiel die Partei 
stark zurück. Ihr Anteil verminderte sich 
von 47,1 um 10,4 auf 36,7 Prozent. Am be- 
sten hielt sich die SPD bei den Senioren 
über 60: In dieser Gruppe, die wohl aus 
Tradition an der SPD festhält, gab es nur 
Verluste von 2,2 Prozentpunkten. 
Die Grünen, die mit 6,5 Prozent aller Stim- 
men erstmals die Sperren des Wahlgeset- 
zes überwanden, haben ihre Wähler vor al- 
lem bei den Jüngeren rekrutiert und dabei 
offenkundig in großer Zahl frühere SPD- 
Wähler für sich gewonnen. . 
Die FDP, die mit 5,9 Prozent nach vierjäh- 
riger Pause ins Parlament zurückkehrte, 
hatte bei der „reiferen Jugend" ihren 
stärksten Rückhalt: Bei den 25- bis 35jäh- 
rigen stimmten 6,3 Prozent für die FDP, 
bei den 35- bis 45jährigen sogar 6,6 Pro- 
zent. 
Ein besonderes Kapitel stellen die weibli- 
chen Wähler dar. Die jüngeren Frauen bis 
35, die bislang zur SPD tendierten, haben 
diesmal überwiegend die CDU gewählt. 
Sie kam damit auf einen Stimmenanteil 
von 39,6 bis 42,8 Prozent. Die SPD fiel 
kräftig zurück underreichte bei den unter 
25jährigen  nur noch 34,3  Prozent. 
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RAUMFAHRT 

Wettbewerbsfähigkeit 
muß erhöht werden 
Die CDU/CSU-Fraktion hat eine 
Initiative zur Raumfahrtpolitik vorge- 
legt, weil der Bundesregierung die 
Förderung der Raumfahrt gleichgül- 
tig ist. Trotz enormer Haushaltsmit- 
tel von jährlich über 850 Mio. DM ist 
die Zukunft der Raumfahrt für die 
80er und 90er Jahre in der Bundesre- 
publik Deutschland gegenwärtig völ- 
lig offen und ohne Zukunftsperspek- 
tive, erklärt MdB Lutz Stavenhagen. 

Aber ohne die Perspektive neuer, quali- 
fizierter Entwicklungsvorhaben läuft 

die staatliche Förderung ins Leere. Die 
Mittel des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie wurden falsch 
eingesetzt, wie die inzwischen erkennba- 
ren Marktchancen bei Träger-Raketen, 
Nachrichten-Satelliten und Spacelab-Nut- 
zung zeigen. Ganz deutlich wird dies am 
Beispiel der seit nunmehr fast zwölf Jah- 
ren in dem Fachressort andauernden Be- 
schäftigung mit einem Fernseh-Satelliten- 
system. Dieses ist bis heute noch nicht 
realisiert; voraussichtlicher Starttermin 
wird nun 1985 sein. 

Medienpolitische und taktische Erwägun- 
gen der SPD haben immer wieder neue 
Hemmnisse aufgeworfen und Zeitverzöge- 
rungen gebracht. Gute Ausgangspositio- 
nen und die ursprünglich vorhandene 
Schlüsselrolle der Deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie auf diesem Gebiet 
wurden verspielt und das erklärte Förder- 
ziel des BMFT nicht erreicht. 

Hierzu bemerkte der Bundesrechnungs- 
hof am 5. April 1982: Zwar hat die Förde- 
rung  des TV-Sat-Programms wesentlich 

dazu beigetragen, die deutsche Industrie 
frühzeitig in die Lage zu versetzen, e,n 

Fernseh-Rundfunk-Satellitensystem zu •£ 
richten. Es ist jedoch nicht gelungen, Z°" 
gig das weitgehend fertige deutsche Kon- 
zept in die Zusammenarbeit mit Frank- 
reich einzubringen. 
Dadurch sind 
— vermeidbare Ausgaben in der Übß{' 
gangsphase (rd. 65 Mio. DM) und weitet 
finanzielle Nachteile deshalb entstanden- 
weil bereits fertige Entwicklungen nich 
angewendet werden; es ist zu befürchten- 
daß die deutsche Industrie auf den vom 
Verzicht betroffenen Gebieten die erreg- 
te Spitzenstellung verliert, 
— gleiche Komponenten im Rahmen des 
Abkommens noch einmal zu entwickein 
und zu bezahlen, 
— Verzögerungen in der Fortentwicklung 
des Projekts eingetreten mit einer dam'' 
einhergehenden Verteuerung des Vorha- 
bens (zur Zeit schätzungsweise 150 M'0' 
DM), 
— wegen der inzwischen aufholenden 
Konkurrenz erhebliche Minderungen von 
Exportchancen zu befürchten. 

Auf dem Gebiet der Raumfahrt könnte 
sich nun das wiederholen, was uns heute 
bei Autos und optischen Artikeln, in der 
Elektronik oder bei Kernkraftwerken zu 

schaffen macht: Daß nämlich die Konkur- 
renten sich Märkte erobern, auf denen 
deutsche Firmen — noch — gute Chan- 
cen hätten. Deshalb fordert die CDU/CS^ 
ein Raumfahrtprogramm, in dem die staat- 
liche Förderung der Raumfahrt unter einer 

dreifachen Zielsetzung erfolgt: 
— Förderung von Wissenschaft und 
Grundlagenforschung, 
— Verbesserung der technischen Infra- 
struktur auf nationaler und internationaler 
Ebene durch anwendungsorientierte Nut- 
zung der Raumfahrt, 
— Steigerung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit der Industrie. 
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BADEN-WÜRTTEMBERG 

»Partnerschaft und Solidarität" mit der 
Dritten Welt ein voller Erfolg 
Partnerschaft und Solidarität" war 
£« Motto des 17. Landespartei- 
Cr?es der baden-württembergischen 
_*,JJ «n Bad Mergentheim. Daß dies 
lcnt nur große Worte sein sollten, 
°ndern daß bereits Taten vorzuwei- 
en waren, machte der zweite Teil 

^es Parteitages deutlich. Eine an- 
*ehnliche Zahl von Würdenträgern, 
°tschaftern und Diplomaten aus 

Qer Dritten Welt waren zu Gast. 

Dischcf Jose Sorra von den Philippinen 
^informierte die 350 Delegierten über 

® Nöte und Sorgen in den Ländern der 
r'tten Welt. Er dankte für das Engage- 
ent des Landes Baden-Württemberg, 

enn wie Bischof Sorra meinte, sei alle 
'tschrittliche Entwicklung eine stagnie- 
re und nutzlose Kraft, eine Bürde eher 
s ein Segen, wenn man nicht willens sei, als 

mit anderen zu teilen. 
|5S sei in der baden-württembergischen 

. PU  in vorbildlicher Weise geschehen. 
er hatte vor über einem Jahr jeder Kreis- 

^[band ein Projekt in der Dritten Welt 
" ^rnommen", insgesamt kamen bei ei- 

r Vielfalt verschiedener Aktionen über 
ne Million Mark zusammen. Der Landes- 

s°rsitzende, Ministerpräsident Lothar 
Path, dankte allen, die mitgeholfen ha- 

e
6n, man hätte auch außerhalb der Partei 
n reges Echo vernehmen und viel Mithil- 

erfahren können. Späth nannte diese 
"olgreiche Aktion, für die sich zwischen- 
6|tlich auch schon andere Bundesländer 
dressiert haben, ein Zeichen für die Ver- 
torfung der CDU auch den ärmeren 

Ländern gegenüber, man helfe mit Taten 
und nicht mit linken Ideologien. 
Ein Entwicklungshelfer gab anschließend 
einen aufschlußreichen Bericht über die 
alltäglichen Nöte und Sorgen und bat wei- 
terhin um großzügige Unterstützung. Eine 
Reihe von Kreisverbänden, die überdurch- 
schnittlich viele Aktionen durchgeführt 
hatten, wurden unter dem Beifall des Par- 
teitagsplenums von Ministerpräsident 
Späth und dem Vertreter des jeweiligen 
afrikanischen Landes ausgezeichnet. 

Trotz der stabilen Mehrheitsverhältnisse 
der baden-württembergischen CDU, die 
seit zehn Jahren im Südweststaat allein 
regiert, warnte der Landesvorsitzende vor 
der Gefahr der Überheblichkeit. Er ging 
darauf ein, daß jeder das Anspruchsden- 
ken einschränken müsse, daß es gelte, 
wieder Möglichkeiten für zukunftsträchti- 
ge Investitionen zu schaffen. Dabei seien 
auch, so Späth, unbequeme sozialpoliti- 
sche Kurskorrekturen unumgänglich. 
Sachlich und nüchtern betrachtete Lothar 
Späth auch einen möglichen Regierungs- 
wechsel in Bonn, nachdem Hessens FDP 
sich für die CDU entschieden habe. 

Der 17. Landesparteitag verabschiedete 
einstimmig einen Antrag, daß Patenschaf- 
ten für Kinder in der Dritten Welt über- 
nommen werden sollen. Außerdem soll 
jungen Deutschen die Möglichkeit gege- 
ben werden, in Entwicklungsländern tätig 
zu werden. Aufgrund der vorgesehenen 
Patenschaften werden die Probleme ein- 
zelner Gruppen der Dritten Welt auch den 
einzelnen    Mitgliedern    auf    Kreisebene 



UiD 21-24. Juni 1982 • Seite 14 

deutlich, und es kann gezielte Hilfe gelei- 
stet werden. 

Eine aktuelle landespolitische Übersicht 
gab der Fraktionsvorsitzende der Stutt- 
garter Mehrheitsfraktion Erwin Teufel. Das 
Vertrauen der Bürger setze auch ver- 
trauenswürdige Politiker voraus, darüber 
sei man sich in Baden-Württemberg bei 
der regierenden CDU im klaren, so habe 
man bisher gehandelt und so werde man 
weiter handeln. Dies verstehe auch der 
Bürger, was jüngste Umfrageergebnisse 
zugunsten der Union bestätigten. 

Nach dem Vorsitzenden der CDU-Landes- 
gruppe in Bonn, Manfred Wörner, konnte 
der Bundesvorsitzende Helmut Kohl unter 
dem Beifall der Delegierten verkünden, 
daß man bei der CDU bereit und fähig sei, 
jederzeit die Regierungsverantwortung zu 
übernehmen. Die Koalition SPD/FDP sei 
am Ende, was aber nicht heiße, daß sie 
auch so konsequent sein müsse, dies zu- 
zugeben, also zurückzutreten. Das besse- 
re Sach- und Personalprogramm spreche 
für die Union, man sei aber auch bereit, 
bis zu den nächsten Bundestagswahlen 
zu warten, dann sei es am Wähler, ob er 
einsehe, wie seine Zukunft in Frieden und 
Freiheit in bessere Hände komme. 

In diesem Zusammenhang warnte Helmut 
Kohl die Union vor immer wieder aufkom- 
menden Personaldiskussionen, die teil- 
weise unnötig geschürt würden. Wer sich 
heute zu Lasten des Ganzen profilieren 
wolle, der disqualifiziere sich letztendlich 
selbst. Eine neue unverbrauchte CDU-Re- 
gierung könne auch viel dazu beitragen, 
das Vertrauen in den Staat wieder zu ver- 
bessern. Einer oft verständlichen Angst 
müsse man den Optimismus der Vernunft, 
die auf eigene Kraft baut und vertraut, ent- 
gegensetzen. Man dürfe politische Ent- 
scheidungen und Gedanken nicht aus 
dem Zusammenhang reißen, es gebe nun 
einmal, so Helmut Kohl, „keinen Urlaub 
von der Weltgeschichte", ein so tragisch- 

EFU 

Frauen betonen die 
christlichen 
Grundwerte 
Die Verantwortung der Frau für die 
Welt von morgen — mit diesem 
Motto unterstreicht die Europäische 
Frauen-Union (EFU) ihre politische 
Arbeit. Sie beschloß dieses Motto 
anläßlich ihrer Ratssitzung in 
London für die nächste Generalver- 
sammlung 1983 in München. 

Den Mitgliedern der EFU geht es daf' 
um, die ihnen gemeinsamen Christ»' 

chen Grundwerte zu erhalten und zu t>e' 
stärken. Die noch bestehenden Benad1' 
teiligungen von Frauen im Beruf, in der Fa' 
milie und im öffentlichen Leben dürfen 

kein Grund sein, sich der verantwortliche0 

ereignisreiches Jahrhundert wie das unse' 
re gebe da einem verantwortlichen P0'1 

ker schon Pflichten auf. 
Helmut Kohl appellierte an die Versam^1' 
lungsteilnehmer, sich selbst für den Fr'e' 
den in ihrem Kreise einzusetzen, man WO' 
le geschlossen die gesteckten Ziele errej' 
chen, dafür sei die CDU als Partei ein Bel' 
spiel, man könne deshalb Verzettelungen 

nicht gebrauchen, sondern müsse mit P0' 
litischer Geschlossenheit handeln. Solan' 
ge es die CDU gebe, meinte Helmut Kob' 
werde Bonn niemals Weimar werden. 
Für die Landes-CDU standen einige Sat' 
zungsänderungen an, wobei man naC1 

längeren Beratungen sich darauf einigt' 
das Amt des Generalsekretärs der CDU in 

Baden-Württemberg aus der Satzung zlJ 

streichen; es war ohnehin seit einigen 

Jahren nicht mehr besetzt. 
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Q
estaltung der Zukunft zu entziehen. Im 
e9enteil — der Kampf um richtig ver- 
aridene Partnerschaft für Frauen und da- 

Pu i?UCn für Männer ist einer der Kern- 
nkte für eine lebenswerte Zukunft. Frie- 

Q n- eine menschliche Umwelt, soziale 
erechtigkeit für Frauen und Männer so- 

d 
e fur Randgruppen und ethnische Min- 

se
rneiten sind die Hauptziele. Diese müs- 
n innerhalb  Europas verfolgt werden, 
H heute kein Land mehr auf sich allein 
stellt zu Lösungen kommen kann. 
rade die Arbeiten in den Kommissionen 

pr
r ^Fu zeigen immer wieder, daß die 

haS n'Cnt  an  den   Landesgrenzen 
b 

,tr»iachen. Daher begrüßte es die EFU 
str

s°nders, daß eine Vertreterin der au- 
ach Chen Frauenorganisation als Boch- 
um in an dieser Ratssitzung teilnahm, 
au Möglichkeiten der Zusammenarbeit 
js n rnit den Frauen aus dem pazifischen 
D*UrT> zu überlegen. 
tan sidentin. die schwedische Reichs- 
^Qsabgeordnete Ingrid Diesen, appellier- 
2j 

an die Versammlung, verstärkt dem So- 
'smus in allen seinen Formen entge- 

b "zutreten.   Die   Ehrenvorsitzende   der 
tischen Sektion, Premierministerin Mar- 

ad
ret Thatcher, würdigte in ihrer Gruß- 

D.resse die erfolgreiche Arbeit der EFU. 
9ißS betonte auch die Gastrednerin, Re- 
«!•7 Un9smitglied Baronesse Young. 

'reiche Parlamentarierinnen des Euro- 
^ 'sehen Parlaments, der nationalen und 
D^'°nalen Parlamente, zählten zu den 
Regierten. Aus der Bundesrepublik 

utschland kamen insgesamt 15 Teilneh- 
g rir|nen, darunter die Abgeordneten des 
Vo

ropäischen Parlaments Marlene Lenz, 
^ Ritzende der deutschen Sektion, und 
EFii ^chle'cher' Vizepräsidentin der 
^ u- Die Vorsitzende der Frauen-Union 
die cSU' Professor Ursula Männle, sprach 
Sam dung fur die nächste Generalver- 
tenmlung der EFU 1983 in München sei- 

ns der deutschen Sektion und der CSU aUs. 

STICHWORT 

„Staatsverschuldung" 
Die Finanzierung staatlicher Ausgaben er- 
folgt in erster Linie durch Steuern und 
sonstige Zwangsabgaben. Daneben hat 
der Staat die Möglichkeit, einen Teil seiner 
Ausgaben durch Kredite zu finanzieren. 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes 
sind im Bundeshaushalt für das jeweilige 
Jahr festgehalten. 

Durch das Grundgesetz sowie durch das 
Stabilitäts- und Wachstumsgesetz ist der 
Bund verpflichtet, die Haushaltspolitik an 
den gesamtwirtschaftlichen Zielen — 
Preisstabilität, Wachstum, Vollbeschäfti- 
gung und außenwirtschaftliches Gleichge- 
wicht — auszurichten. Das Grundgesetz 
hat in Artikel 115 eine Grenze für die Kre- 
ditaufnahme des Bundes gezogen: 
Grundsätzlich dürfen die Einnahmen aus 
Krediten nicht höher sein als die Ausga- 
ben für Investitionen, die der Bund im glei- 
chen Jahr tätigen will. Ausnahmen sind 
nur zulässig zur Abwehr einer Störung 
des gesamtwirtschaftlichen Gleichge- 
wichts. 

Die Schulden, die der Bund jährlich neu 
aufnimmt, werden als Netto-Kreditaufnah- 
me oder Netto-Neuverschuldung bezeich- 
net. Sie betrug im Jahr 1981 37 Milliarden 
DM. Die Summe der Netto-Neuverschul- 
dung der einzelnen Jahre ergibt den Ge- 
samtschuldenstand des Bundes. Er lag 
1981 bei 270 Milliarden DM. 

Der Bund muß wie jeder private Kredit- 
nehmer seine Schulden mit Zinsen zu- 
rückzahlen. Tilgungen und Zinsen zusam- 
mengerechnet werden als Schuldendienst 
bezeichnet. Der Bund mußte im Jahr 1981 
allein 18 Milliarden DM Zinsen bezahlen. 
Rechnet man die Tilgungen in Höhe von 
48,5 Milliarden DM hinzu, so ergibt sich für 
1981 ein Schuldendienst von insgesamt 
66,5 Milliarden DM. Damit reicht die Net- 
to-Neuverschuldung nicht einmal für die 
Tilgung der alten Schulden aus. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

TERMINE 

28. 6.  CDU-Präsidium 
Nordrhein- Westfalen 
Präsidium der CDU NRW 

29.6. LVWestfalen-Lippe 
Vorstand Sekretariatsgem. 

29. 6. CDA Schleswig-Holstein 
Landesvorstand, Kiel 

30.6. LV Westfalen-Lippe 
Kreisgeschäftsführertagung, 
Dortmund 

1. 7. Frauen vereinigung - Bund 
Podiumsdiskussion, 
Mülheim (Ruhr) 

1. 7. CDA Westfalen-Lippe 
Arbeitsgemeinschaft CDA/DGB, 
Dortmund 

2./4. 7. Frauenvereinigung 
Europasektion Informationskom- 
mission, 
Bonn 

2./3. 7. Frauenvereinigung 
Westfalen-Lippe 
Seminar „ Vielfalt der Medien", 
Attendorn 

2. 7. Junge Union 
Westfalen-Lippe 
Landesvorstand 

3.7. LV Westfalen-Lippe 
Landestagung berufstätiger 
Frauen, Lüdenscheid 

3.7 CDA Westfalen-Lippe 
Führungsseminar, Dortmund 
LVSaar 
Geschäftsf. Landesvorstand, 
Saarbrücken 
LVSaar 
Landesausschuß, Saarbrücken 
LVSaar 
Sitzung mit JU-Landesrat, 
Saarbrücken 
LVSaar 
Landesvorstand/JU-Landesral 
Saarbrücken 
KPV-Bund hd Bundesvorstand/Hauptausscn" 
Düsseldorf 
CDU-Präsidium 
Sitzung, Bonn 
CDA Westfalen-Lippe 
Arbeitsgem. CDA/CGB 
mit Beirat, Dortmund 

16./18. 7. MIT - Bund und KAS 
Presseseminar, 
Kaiserslautern 

16. 7 LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

5. 8. Junge Union Niedersachsen 
Landesvorstandssitzung, 
Hannover 
LV Hessen 
Landesvorstand, Herborn 
EAK/Schleswig-Holstein 
Sitzung, Kiel 

14. 8. Junge Union Hessen 
Landesausschuß, Mühlheim 
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